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Nachbarschaftsstreit in Kassel:
Ebereschen sorgen für Ärger und Gericht

Ein Kasseler kämpft seit Jahren gegen rüberwachsende
Ebereschen seiner Nachbarn und scheitert vor Gericht an

Baumschutzsatzung.

In Kassel fühlt sich Rainer Hamenstädt mit seinen 83 Jahren wie
im Kampf gegen Windmühlen. Eine Reihe von Ebereschen, die
aus dem Garten seiner Nachbarn, den Vereinigten Wohnstätten,
über sein Grundstück ragen, bereiten ihm nicht nur Ärger,
sondern stehen auch im Zentrum eines rechtlichen Streits. Diese
Bäume stellen eine Herausforderung dar, die nicht nur die
Aufrechterhaltung seines Grundstücks betrifft, sondern auch
eine Auseinandersetzung mit verzweigten bürokratischen
Vorschriften umschließt.

Die hochgewachsenen Ebereschen sind nicht nur ein Fest für die
Augen, sie verursachen auch handfeste praktische Probleme.
Hamenstädt klagt darüber, dass das herabfallende Laub jedes
Jahr sein Garagendach verstopft. Der Aufwand, die Abflüsse
regelmäßig zu reinigen, raubt ihm nicht nur Zeit, sondern
verursacht auch den Ärger über die ständigen Baumreste, die
sich ansammeln. Hinzu kommt die Sorge um die Stabilität seiner
Garage, da eine der Ebereschen anscheinend Wurzeln bis zur
Fassade geschlagen hat und dort Risse verursacht.

Rechtsstreit über Baumrechte

Die Situation eskalierte, als Hamenstädt versuchte, die
überhängenden Äste selbst zu kürzen. Seine Bitte um
Unterstützung beim Nachbarn wurde jedoch nicht ernst



genommen, was ihn dazu veranlasste, rechtliche Schritte in
Erwägung zu ziehen. Allerdings wurde er vom Gericht darauf
hingewiesen, dass die finanziellen Hürden, die durch Gutachten
in nicht unerheblichem sechsstelligen Bereich entstehen
könnten, eine Klage wenig erfolgversprechend erscheinen
lassen. „Es fühlt sich an wie eine Art Enteignung“, sagte
Hamenstädt, der seinen Kampf gegen die Wurzeln in einem
neuen Licht sieht.

Eine der zentralen Fragen in diesem Konflikt dreht sich um die
Gültigkeit der Kasseler Baumschutzsatzung versus einem Urteil
des Bundesgerichtshofes (BGH). Hamenstädt beruft sich auf die
Bestimmungen des BGB, die ihm eine gewisse Selbsthilfe
ermöglichen. Diese Regelung besagt, dass betroffene
Grundstückseigentümer überragende Äste eigenständig
entfernen können, solange dies nicht zum Absterben der Bäume
führt. Auf der anderen Seite argumentieren die Wohnstätten,
dass die städtische Satzung derartige Maßnahmen untersagt
und eine Erlaubnis erforderlich ist.

Bürokratische Hürden im Baumschutz

Die Kasseler Baumschutzsatzung stellt strenge Anforderungen
an Baumfällungen und Rückschnitte. Die Vorschriften sehen vor,
dass jegliche Maßnahmen, die über einen minimalen
Pflegeschnitt hinausgehen, genehmigungspflichtig sind. Ein
Verstoß kann mit empfindlichen Strafen geahndet werden, die
bis zu 100.000 Euro erreichen können. Laut Jürgen Eichel, einem
auf Nachbarrecht spezialisierten Anwalt, ist es üblich, dass
kommunale Baumschutzsatzungen Vorrang vor individuellen
nachbarrechtlichen Ansprüchen haben und die gesetzlichen
Bestimmungen in diesem Bereich sehr strikt sind.

In der aktuellen Situation zeigt sich, dass die Bemühungen des
älteren Herrn Lücken im Nachbarschaftsrecht aufdecken.
Obwohl er scheinbar das Recht auf Selbsthilfe hat, stößt er auf
harte Grenzen durch die ordnungsrechtlichen Vorschriften, die in
Kassel gelten. Dies wirft zentrale Fragen hinsichtlich der



Vereinbarkeit von individuellem Eigentumsrecht und
kommunalen Schutzmaßnahmen auf.

Das aktuelle Dilemma des Kasseler Bürgers stellt nicht nur einen
persönlichen Kampf dar, sondern offenbart auch die
Schwierigkeiten, die bei der Durchsetzung von Nachbarrechten
in städtischen Regionen bestehen. Während Hamenstädt vor
Gericht den Blick in eine ungewisse Zukunft richtet, wo selbst
die kleinsten Aktionen möglicherweise rechtliche Konsequenzen
nach sich ziehen können, bleibt unklar, welche Parteien
schlussendlich die Oberhand gewinnen werden. Ob in diesem
Konflikt eine Einigung oder ein definitives Gerichtsurteil erfolgt,
bleibt abzuwarten, aber eines steht fest: die
Auseinandersetzung um das gesellschaftliche Miteinander in
Bezug auf Natur und Eigentum wird für viele in ähnlichen
Situationen von zunehmender Relevanz sein.

Der eingeschränkte Nachbarrechtliche
Einfluss

Obgleich Nachbarn oft im besten Einvernehmen leben, zeigt der
Fall Hamenstädt, wie tief bisweilen auch die
zwischenmenschlichen Beziehungen durch verworrene
rechtliche Rahmenbedingungen erschüttert werden können. Es
bleibt wichtig, solche Probleme in der Nachbarschaft zu klären,
bevor sie eskalieren. Schlichtungsstellen und ein offenes Ohr
beim Schiedsamt können möglicherweise der erste Schritt in die
richtige Richtung sein, um einen langfristigen Frieden zu
wahren.

Die Problematik der Baumschutzsatzungen ist in Deutschland
weit verbreitet. Viele Gemeinden haben spezifische Regelungen
zur Pflege und Fällung von Bäumen erlassen, um die Umwelt
und das Stadtbild zu schützen. Diese Vorschriften sollen
sicherstellen, dass Bäume nicht unkontrolliert entfernt werden,
was oft negative Auswirkungen auf das Mikroklima, die
Biodiversität und die Luftqualität haben kann. Besonders in
städtischen Gegenden sind Bäume von entscheidender



Bedeutung, da sie nicht nur als Lebensraum für Tiere dienen,
sondern auch CO2 speichern und das Stadtklima regulieren.

Konflikt zwischen Nachbarrecht und
Umweltschutz

Der Streit zwischen Rainer Hamenstädt und den Vereinigten
Wohnstätten verdeutlicht den Konflikt zwischen individuellen
Nachbarrechten und dem übergeordneten Ziel des
Naturschutzes. Auf der einen Seite steht das Recht des
Nachbarn auf eine ungestörte Nutzung seines Eigentums,
während auf der anderen Seite die Baumschutzsatzung als
garantierter Schutz der städtischen Bäume fungiert. Diese
gesetzlichen Rahmenbedingungen sind oft Bestandteil
umfassender städtischer Planungen, die zum Ziel haben, das
Stadtleben nachhaltig zu gestalten und den Einfluss
menschlichen Handelns auf die Natur zu begrenzen.

Ein weiterer Aspekt ist, dass solche Streitigkeiten häufig auch zu
einer Verhärtung der Fronten zwischen Nachbarn führen können.
Oft genug wird der Versuch des Dialogs durch uneinige
Positionen oder Missverständnisse erschwert, und es bedarf
nicht selten der Intervention Dritter, sei es durch Schiedsämter
oder letztlich die Gerichte, um eine einvernehmliche Lösung zu
finden.

Aktuelle Statistiken zur Baumdeckung in
Deutschland

Laut einer Studie des Bundesministeriums für Ernährung und
Landwirtschaft (BMEL) aus dem Jahr 2022 sind in Deutschland
rund 11,2 Prozent der Fläche von Bäumen und Wäldern bedeckt.
In urbanen Gebieten liegt dieser Anteil oft deutlich niedriger.
Eine andere Umfrage des Umweltbundesamtes zeigt, dass
städtische Bäume jährlich etwa 10 Millionen Tonnen CO2
speichern und so maßgeblich zur Klimafreundlichkeit der Städte
beitragen.



Diese Zahlen verdeutlichen die Bedeutung von Bäumen in
städtischen Räumen, was die Spannungen zwischen Anwohnern
und dem Schutz von Bäumen in einem anderen Licht erscheinen
lässt. Die Erhaltung des Baumbestandes ist nicht nur aus
ästhetischen Gründen wichtig, sondern auch für die Gesundheit
des gesamten städtischen Ökosystems entscheidend.
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